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En twu r f  

Stand: 20. Juni 2012 

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über das Wirksamwerden der Verordnung (EU) 
Nr. xxx/2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
(Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetz – ZGVG) erlassen wird sowie das 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz und das Finalitätsgesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 

Bundesgesetz über das Wirksamwerden der Verordnung (EU) Nr. xxx/2012 über OTC-Derivate, 
zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetz – 

ZGVG) 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1. Zweck dieses Gesetzes 
§ 2. Zuständige Behörde 
§ 3. Aufsicht 
§ 4. Unterstützung bei der europäischen Aufsicht über Transaktionsregister 
§ 5. Kosten 
§ 6. Strafbestimmungen 
§ 7. Verfahrensvorschriften und Veröffentlichung 
§ 8. Qualifizierte Beteiligungen 
§ 9. Sprachliche Gleichbehandlung 
§ 10. Vollziehung 

Zweck dieses Gesetzes 
§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz dient dem Wirksamwerden der Verordnung (EU) Nr. xxx/2012 über 

OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. Nr. L xxx vom xx.xx.2012 S xx). 
(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die „EU-Verordnung“ verwiesen wird, ist darunter die 

Verordnung gemäß Abs. 1 zu verstehen. 
Zuständige Behörde 

§ 2. (1) Die FMA ist die für Österreich zuständige Behörde gemäß Art. 10 Abs. 5 und Art. 22 Abs. 1 
der EU-Verordnung und nimmt unbeschadet der ihr in anderen Bundesgesetzen zugewiesenen Aufgaben 
die den zuständigen Behörden gemäß Art. 10 Abs. 5 und Art. 22 Abs. 1 der EU-Verordnung 
zukommenden Aufgaben und Befugnisse wahr und hat die Einhaltung der Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes und der EU-Verordnung zu überwachen. 

(2) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank arbeiten zur wirksamen Erfüllung ihrer 
jeweiligen Aufgaben nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes eng zusammen. § 79 Abs. 1 bis 4a, 4b Z 4 
und Abs. 5 Bankwesengesetz – BWG, BGBl. Nr. 532/1993 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die 
dort für den Bereich der Bankenaufsicht geregelten Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank für die 
Zwecke dieses Bundesgesetzes für den Bereich der Aufsicht über zentrale Gegenparteien gelten. 
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(3) Die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Oesterreichischen Nationalbank im Bereich der 
Zahlungssystemaufsicht nach § 44a NBG bleiben von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
unberührt. 

Aufsicht 
§ 3. (1) Die FMA ist im Rahmen der Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses 

Bundesgesetzes und der EU-Verordnung durch zentrale Gegenparteien unbeschadet der ihr auf Grund 
anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen zustehenden Befugnisse jederzeit berechtigt: 
 1. in die Bücher, Schriftstücke und Datenträger zentraler Gegenparteien Einsicht zu nehmen und 

Kopien von ihnen zu erhalten; 
 2. von zentralen Gegenparteien und ihren Organen Auskünfte zu verlangen und gemäß den 

Verwaltungsverfahrensgesetzen Personen vorzuladen und zu befragen; 
 3. durch Abschlussprüfer oder sonstige Sachverständige vor Ort Prüfungen durchzuführen; 
 4. die Oesterreichische Nationalbank mit der Prüfung von zentralen Gegenparteien zu beauftragen; 

die Kompetenz der Oesterreichischen Nationalbank zur Vor-Ort-Prüfung im Bereich der Aufsicht 
über zentrale Gegenparteien erstreckt sich dabei umfassend auf die Prüfung aller Geschäftsfelder 
und aller Risikoarten; die Oesterreichische Nationalbank hat dafür zu sorgen, dass sie über 
ausreichende personelle und organisatorische Ressourcen zur Durchführung der genannten 
Prüfungen verfügt; die FMA ist berechtigt, eigene Mitarbeiter an Prüfungen der 
Oesterreichischen Nationalbank teilnehmen zu lassen; 

 5. von zentralen Gegenparteien bereits existierende Aufzeichnungen von Telefongesprächen und 
Datenübermittlungen anzufordern; 

 6. von den Abschlussprüfern und gesetzlichen Prüfungseinrichtungen von zentralen Gegenparteien 
Auskünfte einzuholen; 

 7. den Verdacht strafbarer Handlungen gemäß § 78 StPO einer Staatsanwaltschaft oder 
Sicherheitsbehörde anzuzeigen. 

(2) Bei einer Prüfung gemäß Abs. 1 Z 3 und 4 sind die Prüfungsorgane mit einem schriftlichen 
Prüfungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der Prüfung unaufgefordert auszuweisen sowie 
den Prüfungsauftrag vorzuweisen. Im Übrigen ist § 71 BWG anzuwenden. Hinsichtlich der 
Zusammenarbeit der FMA mit der Oesterreichischen Nationalbank und der Vornahme von Prüfungen 
durch diese sind die §§ 70 Abs. 1a bis 1c und 79 Abs. 1 bis 4a, 4b Z 4 und Abs. 5 BWG anzuwenden. 

(3) Zur Abwendung einer Gefahr für die Verpflichtungen einer zentralen Gegenpartei gegenüber 
Clearingmitgliedern und Kunden kann die FMA befristete Maßnahmen durch Bescheid anordnen, die 
spätestens 18 Monate nach Wirksamkeitsbeginn außer Kraft treten. Die FMA kann durch Bescheid 
insbesondere 
 1. Kapital- und Gewinnentnahmen sowie Kapital- und Gewinnausschüttungen ganz oder teilweise 

untersagen; 
 2. eine fachkundige Aufsichtsperson (Regierungskommissär) bestellen, die dem Berufsstand der 

Rechtsanwälte oder der Wirtschaftsprüfer angehört; die Aufsichtsperson, der alle Rechte gemäß 
§ 3 Abs. 1 zustehen, hat 

 a) diesem Rechtsträger alle Geschäfte zu untersagen, die geeignet sind, die obige Gefahr zu 
vergrößern, bzw. 

 b) im Falle, dass dem Rechtsträger die Fortführung der Geschäfte ganz oder teilweise untersagt 
wurde, einzelne Geschäfte zu erlauben, die die obige Gefahr nicht vergrößern; 

 3. Geschäftsleitern des Rechtsträgers unter gleichzeitiger Verständigung des zur Bestellung der 
Geschäftsleiter zuständigen Organs die Führung des Unternehmens ganz oder teilweise 
untersagen; das zuständige Organ hat binnen eines Monats die entsprechende Anzahl von 
Geschäftsleitern neu zu bestellen; die Bestellung bedarf zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
Zustimmung der FMA, die zu versagen ist, wenn die neu bestellten Geschäftsleiter nicht geeignet 
scheinen, eine Abwendung der obigen Gefahr herbeiführen zu können; 

 4. die Fortführung des Geschäftsbetriebes ganz oder teilweise untersagen. 
(4) Die FMA kann auf Antrag der gemäß Abs. 3 Z 2 oder Abs. 5 bestellten Aufsichtsperson 

(Regierungskommissär) einen Stellvertreter bestellen, wenn und so lange dies aus wichtigen Gründen, 
insbesondere wegen vorübergehender Verhinderung der Aufsichtsperson, erforderlich ist. Für die 
Bestellung des Stellvertreters sowie für dessen Rechte und Pflichten finden die für die Aufsichtsperson 
geltenden Bestimmungen Anwendung. Die Aufsichtsperson (Regierungskommissär) kann sich mit 
Genehmigung der FMA zur Erfüllung ihrer Aufgaben fachlich geeigneter Personen bedienen, soweit dies 
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nach Umfang und Schwierigkeit der Aufgaben erforderlich ist. Die Genehmigung der FMA hat diese 
Personen namentlich zu benennen und ist auch dem Rechtsträger zuzustellen. Diese Personen handeln auf 
Weisung und im Namen der Aufsichtsperson (Regierungskommissär) oder ihres Stellvertreters. 

(5) Die FMA hat vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag und von der Kammer der 
Wirtschaftstreuhänder Meldungen über geeignete Regierungskommissäre einzuholen. Ist ein 
Regierungskommissär nach Abs. 3 Z 2 oder ein Stellvertreter nach Abs. 4 zu bestellen und ist keine 
Bestellung auf Grund dieser Meldungen möglich, so hat die FMA die nach dem Sitz des Rechtsträgers 
zuständige Rechtsanwaltskammer oder die Kammer der Wirtschaftstreuhänder zu benachrichtigen, damit 
diese einen fachlich geeigneten Rechtsanwalt oder Wirtschaftsprüfer als Regierungskommissär namhaft 
machen. Bei Gefahr in Verzug kann die FMA 
 1. einen Rechtsanwalt oder 
 2. einen Wirtschaftstreuhänder 
vorläufig als Regierungskommissär bestellen. Diese Bestellung tritt mit der Bestellung eines 
Rechtsanwaltes oder Wirtschaftsprüfers nach dem ersten Satz außer Kraft. 

(6) Dem Regierungskommissär ist von der FMA eine Vergütung (Funktionsgebühr) zu leisten, die in 
einem angemessenen Verhältnis zu der mit der Aufsicht verbundenen Arbeit und den Aufwendungen 
hiefür steht. Der Regierungskommissär ist zur Rechnungslegung über das jeweils vorangegangene 
Quartal sowie nach Beendigung seiner Tätigkeit berechtigt. Die FMA hat die Vergütung unverzüglich 
nach Rechnungsprüfung zu leisten. 

(7) Bescheide, mit denen Geschäftsleitern die Führung einer zentralen Gegenpartei ganz oder 
teilweise untersagt wird (Abs. 3 Z 3 und Abs. 8), sind, wie auch eine allfällige Aufhebung dieser 
Maßnahme, von der FMA dem Firmenbuchgericht zur Eintragung in das Firmenbuch zu übermitteln. 

(8) Verletzt eine zentrale Gegenpartei Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der EU-
Verordnung so kann die FMA 
 1. der zentralen Gegenpartei unter Androhung einer Zwangsstrafe auftragen, den rechtmäßigen 

Zustand binnen jener Frist herzustellen, die im Hinblick auf die Umstände des Falles angemessen 
ist; 

 2. im Wiederholungs- oder Fortsetzungsfall den Geschäftsleitern der zentralen Gegenpartei die 
Geschäftsführung ganz oder teilweise untersagen, es sei denn, dass dies nach Art und Schwere 
des Verstoßes unangemessen wäre, und die Wiederherstellung des rechtmäßigen Zustandes durch 
nochmaliges Vorgehen gemäß Z 1 erwartet werden kann; in diesem Fall ist die erstverhängte 
Zwangsstrafe zu vollziehen und der Auftrag unter Androhung einer höheren Zwangsstrafe zu 
wiederholen. 

(9) Bescheide in Verfahren gemäß der EU-Verordnung gelten mit Hinterlegung bei der FMA ohne 
vorhergehenden Zustellversuch als im Sinne der EU-Verordnung erlassen. Gegenüber den 
Bescheidadressaten bleiben die an die Zustellung gebundenen Fristen nach den allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensvorschriften und die Regeln des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982, in der 
Fassung BGBl. I Nr. 111/2010, unberührt. 

Unterstützung bei der europäischen Aufsicht über Transaktionsregister 
§ 4. Die FMA unterstützt die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (European 

Securities und Markets Authority – ESMA) und deren Bevollmächtigte gemäß den Vorschriften der EU-
Verordnung. Die FMA kann dabei auch Hilfeleistungen gemäß § 21 Abs. 1, 2 und 4 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, BGBl I Nr. 97/2001 – FMABG in Anspruch nehmen. 

Kosten 
§ 5. (1) Die Kosten der FMA aus ihrer Tätigkeit als zuständige Behörde des 

Herkunftsmitgliedstaates sind Kosten des Rechnungskreises Wertpapieraufsicht (§ 19 Abs. 1 Z 3 und 
Abs. 4 FMABG) und sind von jenen zentralen Gegenparteien, für die die FMA Aufgaben als zuständige 
Behörde des Herkunftsmitgliedstaates wahrnimmt, zu erstatten. Die FMA hat zu diesem Zweck neben 
den in § 90 Abs. 1 WAG 2007 vorgesehenen Subrechnungskreisen im Rechnungskreis 
Wertpapieraufsicht einen zusätzlichen Subrechnungskreis für zentrale Gegenparteien zu bilden. 

(2) Die auf zentrale Gegenparteien als Kostenpflichtige gemäß Abs. 1entfallenden Beträge sind von 
der FMA mit Bescheid vorzuschreiben; die Festsetzung von Pauschalbeträgen ist zulässig. Die FMA hat 
nähere Regelungen über diese Kostenaufteilung und ihre Vorschreibung mit Verordnung festzusetzen. 
Hierbei ist insbesondere zu regeln: 

1. Die Bemessungsgrundlagen der einzelnen Arten von Kostenvorschreibungen; 
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2. die Termine für die Kostenbescheide und die Fristen für die Zahlungen der Kostenpflichtigen. 
Bei der Erlassung von Verordnungen gemäß Z 1 und 2 ist auf das Ausmaß der erbrachten 

Clearingdienstleistungen Bedacht zu nehmen. Die zentralen Gegenparteien haben der FMA alle 
erforderlichen Auskünfte über die Grundlagen der Kostenbemessung zu erteilen. 

Strafbestimmungen 
§ 6. (1) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) einer zentralen Gegenpartei, einer finanziellen 

Gegenpartei oder einer nichtfinanziellen Gegenpartei gegen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder 
der EU-Verordnung verstößt oder wer Clearingdienstleistungen ohne die erforderliche Zulassung nach 
Art. 14 Abs. 1 der EU-Verordnung erbringt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der FMA 
mit einer Geldstrafe von bis zu 100 000 Euro zu bestrafen. 

(2) Zur Verfolgung der in Abs. 1 genannten Übertretungen ist unbeschadet der Anwendung des § 3 
Abs. 1 § 22b FMABG sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die FMA hat regelmäßig Berichte über die Bewertung der Wirksamkeit der Strafbestimmungen 
dieses Gesetzes zu veröffentlichen. Dabei hat die Verwendung personenbezogener Daten gemäß Art. 2 
lit. a der Richtlinie 95/46/EG zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. Nr. L 281 vom 23.11.1995 S 31) zu unterbleiben. 

Verfahrensvorschriften und Veröffentlichung 
§ 7. (1) Für die Verhängung von Verwaltungsstrafen gemäß § 6 Abs. 1 ist in erster Instanz die FMA 

zuständig. 
(2) Bei Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 6 Abs. 1 gilt anstelle der Verjährungsfrist des § 31 

Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 
(3) Für die Vollstreckung eines Bescheides nach diesem Bundesgesetz oder der EU-Verordnung tritt 

an die Stelle des in § 5 Abs. 3 VVG vorgesehenen Betrags der Betrag von 30 000 Euro. 
(4) Die FMA kann von ihr getroffene Maßnahmen nach § 3 Abs. 3, 5 und 8 sowie Sanktionen nach 

§ 6 Abs. 1 durch Kundmachung im Internet, Abdruck im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ oder in einer 
Zeitung mit Verbreitung im gesamten Bundesgebiet bekannt machen. Veröffentlichungen von 
Maßnahmen oder Sanktionen dürfen nur vorgenommen werden, wenn dies nach Art und Schwere des 
Verstoßes zur Information der Öffentlichkeit erforderlich und im Hinblick auf mögliche Nachteile des 
Betroffenen verhältnismäßig ist. Sanktionen wegen Verstößen gegen Art. 4, 5 und 7 bis 11 der EU-
Verordnung sind bekannt zu geben, es sei denn, eine solche Bekanntgabe würde die Stabilität der 
Finanzmärkte erheblich gefährden oder den Beteiligten einen unverhältnismäßig hohen Schaden zufügen. 
Diese Veröffentlichungsmaßnahmen können auch kumulativ getroffen werden. Die Verwendung 
personenbezogener Daten gemäß Art. 2 lit. a der Richtlinie 95/46/EG hat bei der Veröffentlichung von 
Sanktionen wegen Verstößen gegen Art. 4, 5 und 7 bis 11 der EU-Verordnung zu unterbleiben. 

(5) Der von der Veröffentlichung Betroffene kann eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit der 
Veröffentlichung gemäß Abs. 4 in einem bescheidmäßig zu erledigenden Verfahren bei der FMA 
beantragen. Die FMA hat diesfalls die Einleitung eines solchen Verfahrens in gleicher Weise bekannt zu 
machen. Wird im Rahmen der Überprüfung die Rechtswidrigkeit der Veröffentlichung festgestellt, so hat 
die FMA die Veröffentlichung richtig zu stellen oder auf Antrag des Betroffenen entweder zu widerrufen 
oder aus dem Internetauftritt zu entfernen. Wird einer Beschwerde gegen einen Bescheid, der gemäß 
Abs. 4 bekannt gemacht worden ist, in einem Verfahren vor den Gerichtshöfen öffentlichen Rechts 
aufschiebende Wirkung zuerkannt, so hat die FMA dies in gleicher Weise bekannt zu machen. Die 
Veröffentlichung ist richtig zu stellen oder auf Antrag des Betroffenen entweder zu widerrufen oder aus 
dem Internetauftritt zu entfernen, wenn der Bescheid aufgehoben wird. 

Qualifizierte Beteiligungen 
§ 8. Die FMA hat gemäß Art. 32 Abs. 4 der EU-Verordnung durch Verordnung festzusetzen, welche 

Informationen im Rahmen einer Anzeige gemäß Art. 31 Abs. 2 der EU-Verordnung an die FMA zu 
übermitteln sind. 

Sprachliche Gleichbehandlung 
§ 9. Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form 

angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf 
bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden. 

Vollziehung 
§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 
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Artikel 2 

Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes 
Das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz – FMABG, BGBl. I Nr. 97/2001, zuletzt geändert durch 

das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 145/2011, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 3 wird nach der Wortfolge „Ratingagenturenvollzugsgesetz – RAVG, BGBl. I Nr. 68/2010“ 
die Wortfolge „, im Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetz – ZGVG, BGBl. I Nr xxx/2012,“ eingefügt. 

2. In § 19 Abs. 4 letzter Satz wird nach der Wortfolge „des E-Geldgesetzes 2010“ die Wortfolge „, des 
ZGVG“ eingefügt. 

Artikel 3 

Änderung des Finalitätsgesetzes 
Das Finalitätsgesetz, BGBl. I Nr. 123/1999, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I. 

Nr. 145/2011, wird wie folgt geändert: 

In § 17 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Hat ein Systembetreiber einem anderen Systembetreiber im Rahmen eines interoperablen Systems eine 
Sicherheit geleistet, werden die Rechte des die Sicherheit leistenden Systembetreibers an dieser Sicherheit 
von Insolvenzverfahren gegen den die Sicherheit empfangenden Systembetreiber nicht berührt.“ 
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